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Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Information der Öffentlichkeit über öffentliche Investitionen

Die Kosten von Baumaßnahmen, die direkt oder indirekt von der öffentlichen Hand
finanziert oder mitfinanziert werden, sind ebenso wie die Bauzeit regelmäßig Ge-
genstand der Diskussion unter Bürgerinnen und Bürgern und in den Medien. Um
eine bessere Information der Öffentlichkeit sicherzustellen und eventuelle Abwei-
chungen der Ausführung von der Planung transparenter zu machen, soll der Senat
eine präzisere Information der Öffentlichkeit bei Investitionsvorhaben organisieren.

Die Stadtbürgerschaft möge beschließen:

Der  Senat  wird  aufgefordert,  bei  allen  Bauvorhaben  oder  mit  Baumaßnahmen
verbundenen Investitionen in Bremen, die das Land oder die Stadtgemeinde und/
oder andere staatliche Stellen einschließlich der Europäischen Union mit mehr als
100.000 Euro unmittelbar oder mittelbar finanzieren oder mitfinanzieren, die Öf-
fentlichkeit über die Kosten, den Baubeginn und den geplanten Abschluss des Bau-
vorhabens zu informieren.

1. Diese Information muss deutlich sichtbar auf Schildern an der Baustelle so-
wie auf den Internetseiten des Senats von Beginn bis zum Abschluss des
Vorhabens vorhanden sein. Veränderungen müssen kenntlich gemacht wer-
den.

2. Diese Information umfasst neben der Bauzeit, den beteiligten Firmen und der
verantwortlichen Behörde die angenommenen Gesamtkosten des Vorhabens
sowie die Herkunft der Mittel, getrennt nach Mittelgebern.

3. Nach Abschluss der Baumaßnahme ist der Deputation für Bau und Verkehr
sowie dem Haushalts- und Finanzausschuss über die tatsächlich entstande-
nen  Kosten  zu  berichten.  Diese  Information  ist  ebenfalls  auf  den  Internet-
seiten des Senats öffentlich zugänglich zu machen.

Der Deputation für Bau und Verkehr sowie dem Haushalts- und Finanzausschuss
und anschließend der Stadtbürgerschaft ist bis zum 28. Februar 2006 über die Um-
setzung dieses Beschlusses zu berichten.

Karin Krusche,
Karoline Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen


